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R Ü S T U N G S I N D U S T R I E

Franzosen verschenken 
Schiffe an Griechen

Ein gewaltiges Waffengeschäft könnte die deutsch-franzö­
sischen Beziehungen belasten. Offenbar will Paris zwei 

bis vier neue Tarnkappen-Fregatten an die griechische Marine 
liefern. Weil das hochverschuldete Land derzeit keine 300 
Millionen Euro pro Schiff aufbringen kann, habe Paris der 
Athener Regierang angeboten, ihr die Fregatten für fünf Jahre 
kostenlos zu überlassen. Erst dann sollen die von der Staats­
werft DCNS entwickelten Schiffe mit einem Preisnachlass 
von 100 Millionen Euro bezahlt oder andernfalls von der fran­
zösischen Marine übernommen werden. Es ist ein Geschäft, 
das der deutschen Konkurrenz aufstößt, die ebenfalls seit Jah­

ren um den Auftrag gekämpft hatte. In einem Brief ans Ber­
liner Kanzleramt kritisiert ein Vertreter des ThyssenKrapp- 
Konzerns, dass die Schiffe bei einer Übernahme durch Grie­
chenland in fünf Jahren über eine mögliche Umschuldung 
Athens letztlich vom deutschen Steuerzahler mitbezahlt wür­
den. „Während deutsche Marinewerften keinen Auftrag be­
kommen, werden DCNS und griechische Werften, letztlich 
wohl mit deutschem Geld, subventioniert und am Leben er­
halten“ , so der Rüstungsmanager. Der Bremer SPD-Mann 
Uwe Beckmeyer fürchtet auch um Arbeitsplätze hierzulande. 
„Die Kanzlerin muss ihren Freund Sarkozy stoppen.“ Aus 
einem Thyssen-internen Papier geht zudem hervor, dass der 
geplante Deal womöglich gegen das EU-Subventions- und 
Vergaberecht verstoßen könnte. Offiziell wollte sich der 
Konzern zu dem Fall nicht äußern. Auch aus der Koalition 
gibt es Druck auf die Regierung. „Ich gehe davon aus, dass 
die Troika, aber auch die Bundesregierung beim nächsten 
EU-Gipfel in dieser Sache für Klarstellung sorgt“ , sagt der 
FDP-Haushaltspolitiker Otto Fricke.

A I R  B E R L I N

Aufsichtsräte 
fliegen gratis

Eine wichtige Personengruppe soll 
bei Deutschlands zweitgrößter 

Fluggesellschaft Air Berlin auch künf­
tig in den Genuss von Freiflügen kom­
men: der eigene Aufsichtsrat. Zwar 
hatten einige seiner Mitglieder zu­
sammen mit dem Vorstand kürzlich 
beschlossen, dieses Privileg für rund 
hundert Prominente aus Showgeschäft, 
Politik und Wirtschaft Ende des Jahres

abzuschaffen. Für die Kontrolleure gilt 
allerdings eine Ausnahme. Sie dürfen 
auch weiterhin ein bestimmtes Kontin­
gent an Gratisflügen nutzen. Wer wie 
oft kostenlos abheben darf, ist jeweils 
in einer gesonderten Reiseordnung

festgelegt. Einzelheiten dazu will das 
Unternehmen „nicht öffentlich kom­
munizieren“ . Die Lufthansa-Aufsichts- 
räte verzichteten dagegen bereits im 
Sommer 2008 freiwillig auf Gratisflüge 
für private Zwecke. Auslöser war, dass 
der stellvertretende Vorsitzende des 
Kontrollgremiums, Ver.di-Chef Frank 
Bsirske, ausgerechnet während eines 
Streiks seiner eigenen Gewerkschaft 
gegen den Konzern im First-Class-Ab­
teil einer Lufthansa-Maschine ertappt 
wurde -  beim Gratistrip in die Südsee. 
Die Regelung sei „nicht mehr zeit­
gemäß“ , so begründete die Lufthansa 
damals die Sparmaßnahme.
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S C H U L D E N  K R I S E

Showdown 
um Mitternacht

Der Chef der Deutschen Bank wettert gegen die Politik, Berlin wettert gegen Paris, Nord gegen 
Süd -  die Welt erwartet vom kommenden Euro-Gipfel einen Befreiungsschlag, doch 

die Europäer sind tief gespalten. Übernimmt Kanzlerin Angela Merkel endlich die Führung?-

Das Drehbuch für die Euro-Rettung 
steht: Am Freitag dieser Woche 
tagen die 17 FinaiAminister der 

Währungsunion iiyBrüsseljam  Samstag 
kommen dann d i/  Kollegen aus den an­
deren EU-Ländefrn hin/u, am Sonntag 
schließlich fliegdLole 9Wats- und Regie­
rungschefs ein, um aem  Sanierungspaket 
ihren Segen zu geben.

Es ist kein Zufall, dass die entscheiden­
den Sitzungen aufs Wochenende gelegt 
wurden, schließlich sollen die Beschlüsse 
außerhalb der Börsenzeiten fallen. Alle 
haben Angst vor Reaktionen der ominö­
sen Märkte.

„Wir tagen am Freitag so lange, 
bis die Wall Street schließt, und wol­
len am Sonntag gegen Mitternacht 
fertig werden, bevor die erste Börse 
in Asien öffnet“ , sagt der Chef der 
Euro-Gruppe, Luxemburgs Premier­
minister Jean-Claude Juncker.

Nie zuvor waren die Erwartun­
gen an die politische Elite Europas 
so hoch wie vor diesem Gipfel. Sel­
ten zuvor war Europa aber auch so 
gespalten.

Immer mehr Staaten geraten in 
den Sog der Schuldenkrise. Grie­
chenland hat die vorgegebenen 
Sparziele nicht erreicht, die Wirt­
schaft liegt danieder. Auch Italien 
wurde von den Rating-Agenturen 
herabgestuft, vergangene Woche er­
wischte es Spanien. Selbst Frank­
reich könnte seine AAA-Bestnote 
verlieren.

Weltweit wachsen die Zweifel, ob 
sich Europa aus eigener Kraft aus 
dem Schuldensumpf befreien kann.

Schon bieten Schwellenländer wie Brasi­
lien, Indien und China ihre Hilfe an. Auch 
die USA erhöhen den Druck. Washington 
erwarte von dem Brüsseler Gipfeltreffen 
„resolute Handlungen“ , sagte vergangene 
Woche Finanzstaatssekretärin Lael Brai- 
nard. Doch wenn Europa resolut handeln 
soll, müssen zumindest die 17 Staaten der 
Euro-Zone an einem Strang ziehen.

Und dabei ist die Vertrauenskrise nun 
auch wieder auf jene Banken überge­
sprungen, die vor drei Jahren die akute 
Finanzkrise auslösten und Multi-Milliar- 
den-Rettungsaktionen erst nötig gemacht 
haben.

Merkel, Sarkozy: Zähe Gespräche

In diese aufgeheizte Stimmung platzte 
am Donnerstag vergangener Woche Deut- 
sche-Bank-Chef Josef Ackermann. Mit 
aller Macht wandte er sich gegen die 
Zwangskapitalisierung großer europäi­
scher Banken. Der Entscheidungskampf 
um den Euro ist auch seine letzte Schlacht 
an der Spitze von Deutschlands größtem 
Geldhaus.

Der Ausgang ist offen. Kann Griechen­
land mit einem Teilerlass seiner Schulden 
rechnen? Gelingt es, die anderen Pleite­
kandidaten vor der Ansteckung zu be­
wahren? Wie ist der Zusammenbruch des 
Bankensystems zu verhindern, wenn grie­

chische Anleihen wirklich massiv 
abgewertet werden?

Lediglich die Rollen sind auf der 
Brüsseler Bühne klar verteilt. Da 
sind zum einen diejenigen, die ei­
nen radikalen Schuldenschnitt für 
Griechenland fordern und dabei die 
privaten Gläubiger wesentlich stär­
ker als bisher beteiligen wollen. Im 
Wesentlichen sind das Vertreter der­
jenigen EU-Staaten, die von den Ra­
ting-Agenturen noch Top-Noten er­
halten. Angeführt werden sie von 
dem Luxemburger Juncker und 
dem deutschen Finanzminister 
Wolfgang Schäuble.

Ihr Plan: Die Bankhäuser sollen 
dazu bewogen werden, freiwillig ih­
ren Anteil an der Finanzierung der 
griechischen Schulden zu erhöhen. 
Führt das nicht zu einem Schulden­
schnitt um mindestens 50 Prozent, 
sollen die Institute gezwungen wer­
den. Vieles spreche dafür, dass Grie­
chenland seinen hohen Schulden­
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stand nicht abbauen könne, sagte Schäub­
le vergangenen Mittwoch vor Parteifreun­
den im Berliner Konrad-Adenauer-Haus. 
„Und wenn die Schulden auf Dauer nicht 
tragfähig sind, dann müssen sie eben so 
reduziert werden, dass Griechenland eine 
verlässliche Perspektive hat.“ Das aber 
dürfe nicht ausschließlich zu Lasten der 
Steuerzahler geschehen.

Im Klartext: Die Banken müssen sich 
an einem Schuldenschnitt beteiligen -  
und zwar weitaus stärker als beim letzten 
puro-Gipfel im Juli vereinbart. Wozu hat 

n sie schließlich gerettet?
Dass sie das freiwillig tun, ist aber so 

gut wie ausgeschlossen. Widerstand ge­
gen einen größeren Schuldenschnitt 
kommt vor allem aus Paris. Der Grund: 
Einige französische Großbanken haben 
besonders viel Geld an Wackelstaaten 
wie Griechenland, Spanien oder Italien 
geliehen. Würden die Papiere abgewertet, 
fürchtet Staatspräsident Nicolas Sarkozy 
einen Kollaps seines Bankensystems.

Unterstützung erhält er nicht nur von 
den Südländern der EU, sondern auch 
von der Europäischen Zentralbank. Sie 
warnte vergangene Woche ausdrücklich 
vor einem größeren Forderungsverzicht 
des Privatsektors in Griechenland. 
„Durch die Beteiligung der Privatwirt­
schaft kann die Finanzstabilität des ge­
samten Währungsraums in Gefahr gera­
ten“ , heißt es im Monatsbericht der Wäh­
rungshüter.

Deshalb wollen Europas Rettungspoli­
tiker die Banken mit frischem Kapital auf 
einen größeren Schuldenschnitt bei Grie­
chenland vorbereiten. Dabei geht es nicht 
in erster Linie um die Bestände an helle­

nischen Staatsanleihen in den Büchern. 
Die sind bei einigen Instituten sogar weit­
gehend abgebaut. Bei der Deutschen 
Bank beträgt die Position nur noch 900 
Millionen Euro -  bei einer Gesamt-Bi­
lanzsumme von rund 1,8 Billionen Euro.

Doch es ist sehr wahrscheinlich, dass 
die Investoren nach einem solchen Schul­
denschnitt auch die Kreditwürdigkeit von 
Staaten wie Italien oder Portugal noch 
mal kritischer sehen. Es besteht also das 
Risiko, dass deren Anleihen in den Bilan­
zen weiter abgewertet werden müssen.

Bislang mussten die Banken für solche 
Szenarien nicht Vorsorgen. Die Institute

Stresstest für Ackermann
Kapitalbedarf ausgewählter Banken, in Mrd. €

Szenario der US-Bank Morgan Stanley 
Im Falle einer Ausweitung der Kern­
kapitalquote auf 9 Prozent

Royal Bank of Scotland 

Deutsche Bank

BPCE

Société Générale 

Barclays 

BNP Paribas 

Unicredit 

Commerzbank 

Lloyds 

HSBC

sind zwar verpflichtet, für Risiko-Invest­
ments gewisse Puffer an Eigenkapital auf­
zubauen -  nur galten europäische Staats­
anleihen den Bilanzierungsregeln zufolge 
als absolut sicher. Nun soll also pauschal 
nachgebessert werden. „Wir werden si­
cherstellen, dass alle systemrelevanten 
Banken ausreichend mit Kapital ausge­
stattet werden, auch wenn dies nicht allen 
Banken gefällt“ , sagt Bundesfinanzminis­
ter Schäuble.

EU-Kommissionspräsident José Manu­
el Barroso erklärte, „vorübergehend“ sol­
le von allen Banken eine höhere Eigen­
kapitalquote verlangt werden. Um wie 
viele Milliarden Euro es genau geht, soll 
die neueingerichtete Europäische Banken­
aufsicht EBA testen, im Gespräch sind 
bis zu neun -  statt bisher fünf -  Prozent 
bei Krisenszenarien.

Noch bevor überhaupt die Kriterien 
dieses Mini-Stresstests klar waren, mach­
ten schon dramatische Krisenszenarien 
die Runde. Morgan Stanley errechnete ei­
nen Kapitalbedarf für die Deutsche Bank 
von 12,5 Milliarden Euro, die Commerz­
bank brauchte 8,8 Milliarden Euro.

Die Pläne stießen bei den Banken auf 
einhellige Ablehnung. Deutsche-Bank- 
Chef Ackermann ging zum Gegenangriff 
über. Er bezweifelte vor deutschen Mit­
telständlern in Berlin, „ob die Politik 
überhaupt noch in der Lage ist, die Krise 
dauerhaft zu lösen“ . Die Ideen zu einer 
Rekapitalisierung der Banken seien „kon­
traproduktiv“ . So verbittert standen sich 
Geld und politische Macht wohl selten 
zuvor gegenüber.

Einmal in Fahrt, griff der Spitzenban­
ker Europas Politiker frontal an. „Nicht
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die Kapitalausstattung der Banken ist das 
Problem, sondern die Tatsache, dass 
Staatsanleihen ihren Status als risikofreie 
Aktiva verloren haben“ , schimpfte er. 
Der Schlüssel zur Lösung des Problems 
liege einzig und allein bei den Regierun­
gen, nicht bei den Banken.

Die Angesprochenen reagieren empört. 
Ackermann dürfe seine Kritik an den EU- 
Plänen zur Bankenkapitalisierung nicht 
übertreiben, mahnt die CSU-Landes- 
gruppenvorsitzende Gerda Hasselfeldt. 
Als Vertreter einer wichtigen deutschen 
Bank trage Ackermann „große wirtschaft­
liche, aber auch gesellschaftliche Ver­
antwortung“, so die CSU-Politikerin. „Das 
schließt den Blick für die Interessen der 
Allgemeinheit mit ein.“ Auch CSU-Gene- 
ralsekretär Alexander Dobrindt nimmt die 
Banken ins Visier und wettert gegen jene 
Institute, die „immer noch Erträge vorwie­
gend in Boni und Dividenden stecken“ .

Grünen-Chef Cem Özdemir fragt sich, 
„ob Herr Ackermann überhaupt an einer 
dauerhaften Lösung der Krise interessiert 
ist. Denn eine solche Lösung bestünde 
aus meiner Sicht auch darin, dass es gar 
keine systemrelevanten Banken mehr 
gibt“ . Es dürfe „nicht sein, dass Banken 
massive Risiken eingehen können, sich 
selbst über beide Ohren verschulden und 
die Steuerzahler dann dafür geradestehen 
müssen. Wir brauchen eine Schulden-

Bankenviertel in Frankfurt am Main
„Demut stünde Ackermann gut“

bremse auch für Banken, die sich am vor­
handenen Eigenkapital orientiert“ . / 

Schon einmal hatte Ackermann die po­
litische Klasse gegen sich aufgebracht. 
Kaum hatte er mit der Bundesregierung 
ein milliardenschweres Rettungspaket für 
die deutsche Finanzindustrie geschnürt, 
tönte der Schweizer Anfang 2009: Er 
selbst würde sich „schämen“ , wenn sein 
eigenes Haus Staatsgeld annehmen müss­
te. Dass er sehr wohl indirekt von den

öffentlichen Milliarden zur Stabilisierung 
der deutschen Finanzindustrie profitiert 
hat, ließ er diskret unter den Tisch fallen.

„Die Deutsche Bank gehört mit ihren 
Renditezielen zu den Antreibern von Spe­
kulationen auf dem Finanzmarkt“ , sagt 
der SPD-Haushaltspolitiker Carsten 
Schneider. „Auch wenn sie in der letzten 
Finanzkrise keine unmittelbare Hilfe er­
halten hat, hat sie davon profitiert, dass 
die Politik einen Kollaps des Finanzmark­
tes verhindert hat. Etwas Demut stünde 
Herrn Ackermann gut zu Gesicht.“

Was deutsche Politiker schon damals 
aufbrachte, wurde Ackermann in der 
Wirtschaft hoch angerechnet. Überall auf 
der Welt lässt sich der Schweizer als der 
Mann feiern, der sein Institut ohne Staats­
hilfen durch die Finanzkrise gesteuert hat.

Nun sieht Ackermann durch die gep) 
te Zwangsbeglückung mit öffentliche., 
Geldern sein Lebenswerk bedroht. Er 
fürchtet staatliche Kommissare im Auf­
sichtsrat der Bank ebenso wie die Mög­
lichkeit, dass Boni für die gewinnträchtige 
Investmentbank dann gekürzt werden 
müssten. Schon prüft die Rating-Agentur 
Fitch die Herabstufung der Frankfurter.

Doch die Politiker können nicht nur 
auf die Geschäftsinteressen einzelner Kre­
ditinstitute Rücksicht nehmen. Insbeson­
dere Frankreichs Präsident Sarkozy weist 
gern auf die systemischen Risiken hin, die
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durch das wachsende Misstrauen zw i­
schen den Banken in Europa entstehen. 
Er kämpft für die zwangsweise Zufüh­
rung von staatlichem Kapital, von dar ins­
besondere seine schwächelnden Gro .ban­
ken profitieren würden.

Höchst alarmiert rief Ackerman per­
sönlich bei Bundeskanzlerin Angek Mer­
kel an. Anscheinend mit Erfolg: Di« Ban­
ken können nach einer Verabredun ; zwi­
schen Frankreich und Deutschland zu­
nächst versuchen, sich auf dem privaten 
Kapitalmarkt frisches Geld zu besorgen.

Doch die Franzosen streben, entgegen 
anderslautenden Meldungen, weiterhin 
an, zumindest einen Teil des Kapitals für 
die Banken aus internationalen Töpfen 
zu holen. Dabei haben sie nicht nur den 
erweiterten Rettungsschirm EFSF im 

k, sondern auch den Internationalen 
>. uhrungsfonds.

Umstritten ist zwischen Deutsahen und 
Franzosen zudem, unter welchen Voraus­
setzungen der EFSF künftig Staatsanlei­
hen ankaufen darf. Berlin will Ankäufe 
durch den EFSF nur für Anleihen von Län­
dern erlauben, für die bereits ;in Hilfs­
programm beschlossen wurde, f  ‘ankreich 
drängt darauf, dies an möglicl st wenig 
Bedingungen zu knüpfen -  und erhält da­
für auch Unterstützung von E tro-Grup- 
pen-Chef Juncker. „Der Rettungsschirm 
braucht diese Flexibilität, um präventiv

tätig zu werden“, sagt Juneker. Er fürch­
tet, der aktuelle Gipfel könnte erneut in 
unausgegorenen Kompromissen enden.

Diese Woche trifft der‘ Luxemburger 
daher zusammen mit EU-Ratspräsident 
Herman Van Rompuy Privatbanker, um 
sie zu einer stärkeren Beteiligung an ei­
nem Schuldschnitt zu überreden. Vergan­
gene Woche telefonierte er auch mit 
Ackermann und empfahl ihm, seine Blo­
ckadehaltung aufzugeben. Die Gespräche 
mit den Franzosen gestalten sich eben­
falls äußerst zäh. Ein Treffen von Finanz- 
minister Schäuble mit Sarkozy brachte 
am Freitag keinen Durchbruch.

Nun kommt es auf Angela Merkel an. 
Bislang ist die Kanzlerin nicht gewillt, die 
Sehnsucht nach dem großen Befreiungs­
schlag zu befriedigen. Die Märkte drän­
gen, doch Merkel spielt die Erwartungen 
herunter. „Einen Paukenschlag wird es 
nicht geben“, sagte sie vergangene Woche 
in Vietnam. Vor allem zu einem mögli­
chen Schuldenschnitt hat sich die Kanz­
lerin noch nicht positioniert. In der Öf­
fentlichkeit warnte sie vor dem „Aben­
teuer“ , einem wichtigen Gesprächspart­
ner gegenüber schloss sie vorvergangene 
Woche jedoch eine „geordnete Insolvenz“ 
Griechenlands nicht mehr aus.

Wie sehr Merkel schwankt, wurde im 
CDU-Präsidium deutlich, dem obersten 
Führungsgremium der Christdemokraten.

Einige Parteigranden drängten dort auf 
einen schnellen Schuldenschnitt, doch Pe­
ter Altmaier, Fraktionsgeschäftsführer 
und EU-Kenner, warnte vor den Folgen: 
Die Banken müssten gestützt werden, in 
Griechenland und anderswo, der europäi­
sche Rettungsfonds müsste womöglich 
Garantien für die Gläubiger italienischer 
und spanischer Anleihen aussprechen, 
weil die nun auch fürchten, zur Kasse ge­
beten zu werden. „Ich rate dringend da­
von ab, dass wir als Deutsche dieses The­
ma vorantreiben“ , sagte Altmaier. „Wenn 
es kommt, kommt es von selbst.“

Auf Merkel machte der Vortrag Ein­
druck, auch wenn sie sich zu keinem Be­
kenntnis hinreißen ließ. Sie will den Grie­
chenland-Bericht der Troika und die Er­
gebnisse des Stresstests der europäischen 
Bankenaufseher abwarten. Am  Donners­
tag dieser Woche sollen die Berichte der 
Experten vorliegen. Dann muss Merkel 
sich entscheiden, ob sie weiter auf Sicht 
fährt oder ein Signal an die Märkte sen­
den will. Am Sonntag müssen die Staats­
und Regierungschefs ihre Beschlüsse prä­
sentieren, nicht viel später als Mitternacht.

Zwei Stunden darauf öffnet in Tokio 
die Börse. Dann werden Europas Politi­
ker erfahren, ob sie weise entschieden 
haben. P eter Mü ller , C hristoph  Pauly, 

C hristoph  Sch ult , A nne Se it h , 
D imitri So ibel
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